
die Verbindlichkeit von Planmaßnahmen werden nicht 
ernstlich davon berührt, weil die aus der Verärgerung 
entsprungene Äußerung, wenn auch über das Ziel hin­
ausgegangen, nur die für den Angeklagten sichtbar 
gewordene Methode der Arbeit des Rates des Kreises 
betrifft. Ist aber eine Handlung geringfügig und ohne 
schädliche Folgen, dann mangelt es am Merkmal der 
Gesellschaftsgefährlichkeit als materieller Eigenschaft 
des Verbrechens, und es liegt keine Straftat vor. Für 
diese Annahme gibt es aber, wie oben dargelegt, An­
haltspunkte, die auch ohne Berücksichtigung der Aus­
sagen der noch zu vernehmenden Zeugen Veranlassung 
hätten sein müssen, die Frage gründlich zu überprüfen.

§ 19 Abs. 1 Ziff. 2 StEG.
Bei der Beurteilung, ob eine Äußerung Hetze im 

Sinne des § 19 StEG ist, kann nicht allein von ihrem 
Wortlaut ausgegangen werden. Entscheidend sind viel­
mehr die äußeren und inneren Umstände, die zu ihrer 
Bekanntgabe führten und Aufschluß darüber geben, ob 
damit andere Bürger gegen die Deutsche Demokra­
tische Republik aufgewiegelt werden sollten.

OG, Urt. vom 5. September 1958 - 1 b Ust 155/58.
Anfang des Jahres 1958 erzählte der Sohn des An­

geklagten L. ihm einen in der Oberschule gehörten 
„Witz“, wonach ein Sputnik Funkzeichen von besonderer 
Bedeutung abgegeben habe. Die einzelnen Buchstaben 
wurden in einer Weise gedeutet, daß die Auslegung in 
ihrem Inhalt hetzerische Verleumdungen führender Staats­
männer der Deutschen Demokratischen Republik beinhaltet 
und eine Wiederkehr des Faschismus ankündigt. Der An­
geklagte L. erklärte seinem Sohn, daß das ein übles 
Machwerk sei. Er dürfe dies auf keinen Fall weiter­
verbreiten, da er sich sonst strafbar mache. Einige Tage 
darauf erzählte der Angeklagte seinem Stuben- und 
Arbeitskollegen, dem Mitangeklagten B., daß sein Sohn 
von der Oberschule einen „Witz“ mitgebracht habe. Er 
nannte dabei die Abkürzungen und deren Bedeutung und 
erklärte, es sei unerhört, daß so etwas aus der Oberschule 
käme, man müßte da mit dem Knüppel dazwischen 
schlagen.

Durch den Mitangeklagten B. gelangte der „Witz“ zum 
Angeklagten C. Auf dessen Frage, woher er diesen Mist 
habe, antwortete B., er stamme von der Hochschule in H. 
Der Angeklagte C. erzählte den „Witz“ dem Mitangeklagten
K., wobei er mißbilligend hinzufügte: „Bei jedem Dreck 
machen sie heute derartige Dinge.“

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht 
die Angeklagten wegen staatsgefährdender Hetze (§ 19 
Abs. 1 Ziff. 2 StEG) verurteilt.

Gegen dieses Urteil haben die Angeklagten L. und C. 
in vollem Umfang Berufung eingelegt. Die Berufungen 
hatten Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die tatsächlichen Feststellungen des angefochtenen 

Urteils, die auch nicht ausdrücklich mit den Berufun­
gen beanstandet werden, stehen in Übereinstimmung 
mit dem durch das Protokoll über die Hauptverhand­
lung ausgewiesenen Ergebnis der Beweisaufnahme; 
von ihnen ist daher auszugehen.

Das Bezirksgericht hat richtig erkannt, daß dieses als 
„Witz“ auf gemachte üble hetzerische Machwerk objek­
tiv geeignet ist, die Bürger unseres Staates gegen füh­
rende Staatsmänner und die Gesellschaftsordnung in 
der Deutschen Demokratischen Republik aufzuwiegeln. 
Es ist bei der Prüfung der subjektiven Tatseite jedoch 
bei den Angeklagten L. und C. von unrichtigen Erwä­
gungen ausgegangen. Es stellt summarisch zur Schuld­
frage auch hinsichtlich dieser beiden Angeklagten fest, 
daß sie sich zum Sprecher für eine Sache gemacht 
haben, die niemals im Interesse der Werktätigen liege, 
daß sie wußten, daß die Weitergabe wegen der nega­
tiven Wirkung auf andere Menschen gefährlich sei und 
daß deshalb auch in subjektiver Hinsicht der § 19 StEG 
als erfüllt anzusehen sei, weil sie sehr wohl den Cha­
rakter dieses Machwerks erkannt hätten.

Diese Einschätzung steht im Widerspruch zum tat­
sächlichen Geschehen und ist in ihrem Inhalt nicht frei 
von Bedenken. Sowohl beim Angeklagten C. als auch 
beim Angeklagten L. stellt das Bezirksgericht objektiv 
fest, daß sie empört waren über ein solches Machwerk 
und daß sie auch mit dieser Einstellung den „Witz“ 
erzählt haben. Das Bezirksgericht hat bei der Ein­
schätzung dieser Handlung verkannt, daß für die Be­

urteilung, ob eine — objektiv dazu geeignete — Äuße­
rung hetzerischen Inhalt hat oder nicht, nicht allein 
der Wortlaut derselben entscheidend ist. Für die Be­
antwortung dieser Frage kommt es vielmehr auf die 
inneren und äußeren Umstände an, die zur Bekannt­
gabe der Äußerung führten und Aufschluß darüber 
gaben, ob damit andere Bürger gegen die Deutsche 
Demokratische Republik aufgewiegelt werden sollten. 
Im vorliegenden Fall zeigen aber die Umstände das 
Gegenteil. Die innere Empörung, die in den Bemer­
kungen der Angeklagten über den „Witz“ zum Aus­
druck gekommen ist, zeigt deutlich, daß sie nicht nur 
das Üble an dem Machwerk erkannt haben, sondern 
daß sie dagegen waren. Die Angeklagten wollten mit 
der Weitergabe dieses Machwerks keineswegs Bürger 
unseres Staates aufhetzen oder aufwiegeln. Deshalb 
haben sie sich auch nicht zum Sprecher für eine der­
artige Sache gemacht. Aus der ablehnenden Äußerung 
des Angeklagten C., insbesondere aber aus der Bemer­
kung des Angeklagten L., „man müßte mit dem 
Knüppel dazwischenschlagen“, ergibt sich vielmehr, 
daß sie sich vom Inhalt dieses hetzerischen „Witzes“ 
distanziert haben. Irgendwelche Anhaltspunkte dafür, 
daß sie diese Einstellung nur vorgetäuscht hätten, er­
geben sich weder aus dem festgestellten Sachverhalt 
noch aus den Tatumständen und der Person der An­
geklagten, so daß sie gern. § 221 Ziff. 1 StPO ohne 
weitere tatsächliche Erörterung in Übereinstimmung 
mit dem Antrag des Generalstaatsanwalts freizu­
sprechen waren.

§ 19 Abs. 2 StEG.
Das Ziel der Hetze, wie es vom Tatbestand des § 19 

Abs. 2 StEG verlangt wird, erfordert eine konkrete 
Zielsetzung des Täters in der Richtung, mit der Einfuhr 
von Schriften hetzerischen Inhalts andere Bürger gegen 
die volksdemokratische Ordnung unseres Staates im 
feindlichen oder zumindest ablehnenden Sinne aufzu­
wiegeln.

OG, Urt. vom 25. Juli 1958 - la Ust 85/58.
Der 19 Jahre alte Angeklagte besuchte die Grundschule 

und erlernte danach auf der etwa 15 ha großen elterlichen 
Landwirtschaft den Beruf eines Landwirts. Der Angeklagte 
ist politisch nicht organisiert.

Ende Januar 1958 besuchte der Angeklagte eine Tante 
in K. Am 5. Februar 1958 trat er die Heimreise an. Er fuhr 
nach Berlin, weil er von hier aus nach D. eine Flugreise 
machen wollte. Da er für diesen Tag keine Flugkarte mehr 
erhalten konnte, nahm er eine Flugkarte für den 7. Fe­
bruar 1958. Den 6. Februar 1958 verbrachte er bei seiner 
Tante in Westberlin, die ihn bereits bei seiner Ankunft aus
K. in Berlin empfangen hatte. Als sie in Westberlin die 
U-Bahn verließen, wurden dem Angeklagten und seiner 
Tante je eine illustrierte Schrift mit dem Titel „Bauern­
wacht für Mitteldeutschland“ ausgehändigt. Die Tante be­
suchte mit dem Angeklagten in Westberlin die Kongreß­
halle und danach die Ausstellung der „Grünen Woche“. 
Auch auf dieser Ausstellung erhielt der Angeklagte ver­
schiedene Schriften und Prospekte. Es handelte sich hierbei 
um zwei Hefte „Deutsche Agrartechnik“, ein Exemplar der 
aus Anlaß der „Grünen Woche.“ herausgegebenen Sonder­
nummer „Der Sämann“, eine Illustrierte „Blick in die Frei­
heit“, ein Werbeheft „Kanada in Bildern“, ein Exemplar 
„Porsche-Diesel-Post“, drei Prospekte über Traktoren und 
landwirtschaftliche Geräte und eine Schrift mit dem Titel 
„Die Rundfunkansprache des Bundeskanzlers Dr. Ade­
nauer“.

Diese Schriften wurden bei dem Angeklagten, als er am 
anderen Morgen seine Heimreise antreten wollte, sicher- 
gestellt.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten gern. § 19 Abs. 2 StEG zu vier Monaten 
Gefängnis verurteilt.

Gegen dieses Urteil hat der Angeklagte Berufung einge­
legt. Es wird Verletzung des Strafgesetzes durch unrichtige 
Anwendung des § 19 StEG gerügt. Zur Begründung wird 
im wesentlichen vorgetragen, die Hauptverhandlung vor 
dem Bezirksgericht habe nicht den Beweis erbracht, daß 
der Angeklagte die bei ihm beschlagnahmten Schriften mit 
dem Ziel der Hetze in die Deutsche Demokratische Repu­
blik einführen wollte. Dem Angeklagten sei nicht widerlegt 
worden, daß er den Inhalt dieser Schriften überhaupt nicht 
gekannt habe. Er sei der Meinung gewesen, es handele 
sich um landwirtschaftliche Fachliteratur, wie sie von ihm 
schon einmal bei der Rückkehr von einem Besuch aus 
Westdeutschland mitgebracht und von den Kontrollorganen 
der Deutschen Demokratischen Republik nicht beanstandet 
worden sei.
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